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Zahlen, Daten, Fakten 
über die Deutsche Bahn AG 
(Quelle: ,,Daten und Fakten 1994/95" herausgegeben von der Deutschen Bahn AG) 

Mitarbeiterstand Tunnel (Anzahl) 778 
Geschäftsbereiche: darunter: 
- Konzernleitung/Vorstände 17 584 - eingleisig 308 
- Fernverkehr 20988 
- Nahverkehr 15004 
• Personenbahnhöfe 6397 Betriebslänge (in km) 
• Ladungsverkehr 32372 Normalspur 40209 
- Stückgutverkehr 8365 Schmalspur 146 
- Netz 93326 zusammen 40355 
- Bahnbau 16479 davon: 
- Traktion 40370 - eingleisig 23 414 
- Werke 51 05 1 - mehrgleisig 16 941 - Mitarbeiter insgesamt 301936 Von der gesamten Betriebslänge nutzen 
Auszubildende 20447 - nur der Personenverkehr 924 
Gesamtsumme 322 383 - nur der Güterverkehr 7629 
darunter: - der Personen- und Güterverkehr 
- weibliche Mitarbeiter 48971 gemeinsam 31 802 
- ausländische Mitarbeiter 8032 Von der 1esamten Betriebslänge werden 

- elektrisc betrieben 17 054 

Gleisanlagen - liegen im Bereich des Zugbahnfunks 23 726 
Priva~leisanschlüsse 

Länge aller Gleise in km 77 142 Zahl er Privatgleisansch lüsse 11 290 
Weicheneinheiten Zahl der Mitbenutzer 
(einschl. Kreuzungen) 1 l 129 536 von Privatgleisanschlüssen 5715 
Weichenheizungen 11 73435 
davon: 
- elektrisch 61 130 Lokomotiven und Triebwagen 
- übrige (Gas, Dampij 12305 

Dampflokomotiven 74 
Elektrische Lokomotiven 3597 

Stellwerke (Anzahl) 7440 Brennkraftlokomotiven 3397 
Kleinlokomotiven 2904 

darunter: Elektrische Triebwagen 
- Dr-Technik (Gleisbildstellwerke) 2 198 mit Stromzuführung 2649 
- elektronische Stellwerke 36 darunter: 

- S-Bahn Gleichstrom 

Bahnübergänge (Anzahl) 29446 (Berlin, Hamburg) 1693) 
- S-Bahn Wechselstrom 

Technisch gesichert 14 110 (Rhein/Ruhr, Frankfurt am Main, 
davon mit: Stuttgart, München) 1580 
- Schranken 5822 - ICE-Triebköpfe 120 
- Blinklicht oder Lichtzeichen 8288 Akkumulatortriebwagen 26 
darunter mit: Brennkrafttriebwagen 615 
- Halbschranken 5611 Schienen-Omnibusse 230 
Ohne technische Sicherung 15336 

Brücken 
Schiffe 
insgesamt 24 

Eisenbahnbrücken 32068 davon: 
Straßenbrücken2l - Ostseefährschiffe (DFO) 7 
(nur in Erhaltung der DB) 822 - Bodenseeschiffe 17 

11 Werte geschölzl 
10 2l ohne Neue Bundesländer l J ohne Berlin 
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Chancen einer privatwirtschaftlich 
organisierten Bahn 

1. 

Der Bankier und Eisenbahn-Freund Hermen 
Josef Abs schrieb 1983 in einem „ Brand­
brief": ,,Die wi rtschafts- und gesellschaftspoli­
tische Rolle der Deutschen Bundesbahn er­
laubt es nicht, gerade im Hinblick auf d ie 
jüngste Vergangenheit, zögerliche Einzelvor­
schläge kompromißhaft zu verwirklichen zu 
suchen, sondern erfordert eine ergebnisorien­
tierte, anhaltende Bereitschaft, die Gesamt­

heit der empfohlenen Maßnahmen einzu­
führen ." Es mußten zehn weitere Jahre ins 
Land ziehen, bis d iese stetig an Dringlichkeit 
zunehmende Mahnung von der Politik beher­
zigt und in Taten umgesetzt wurde. Die Grün­
dung der Deutschen Bahn AG zum 1. Januar 
1994 war der scharfe Schnitt zwischen der 
behördlichen Vergangenheit und einer unter­
nehmerischen Zukunft. Bei dem Jahrhundert­
werk Bahnreform geht es nicht nur um eine 
Sanierung im kaufmännischen Sinne. 
Sie ist vielmehr die Voraussetzung für das 
übergeordnete Ziel, mehr Verkehr auf die 
Schiene zu holen und damit der Bahn und 
den dort beschäftigten Menschen eine Zu­
kunfts-Perspektive zu geben; eine Perspektive, 
die aber auch aufzeigen muß, daß das Tech­
nologie-System Eisenbahn seinen Beitrag für 
unser Gemeinwesen leisten kann und daß 
das Unternehmen Deutsche Bahn AG seiner 
Sinnsetzung als gesellschaftliche Veranstal­
tung gerecht wird. 
Diese grundlegende Strukturreform der Deut­
schen Bahnen wurde Ende des Jahres 1 993 
von Bundestag und Bundesrat endgültig be­
schlossen. Damit wurde nicht nur den Deut­
schen Bahnen der Weg in die unternehmeri­
sche Freiheit, es wurde auch die Chance für 
Einsparungsmöglichkeiten von weit über 100 
Milliarden DM bei den staatlichen Belastun­
gen eröffnet. 
Die Bahnreform ist ein gigantischer finanziel­
ler Kraftakt des Eigentümers und eine der ein­
schneidensten Reformen in Deutschland über­
haupt. 
Der Vorstand und die Führungsmannschaft 

Heinz Dürr 
Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bahn AG 

wissen um die riesigen Erwartungen der Öf­
fentlichkeit, der Bürger an das, was die neue 
Bahn alles zu Wege bringen soll. Und zwar 
umgehend und sofort. 
Naturgemäß wurde von den Befürwortern 
der Bahnreform - und das waren ja nicht 
wenige - ein Bild der zukünftigen Bahn ge­
zeichnet, in dem all die Unzulänglichkeiten 
der Quasi-Behörde nicht mehr enthalten sind. 
Als Vorstandsvorsitzender sage ich mit Be­
stimmtheit und aus Überzeugung: Das Ziel ist 
erreichbar. Nicht sofort, aber in einer über­
schaubaren Zeit. Erste Erfolge und vorzeigba­
re Leistungen sind bereits jetzt erkennbar. Sie 
dürfen aber auch nicht lange auf sich warten 
lassen, sonst verliert der Anfangsschwung an 
Triebkraft. 
Die große Vision der Zukunftsbahn ist schnell 
skizziert. Stichworte wie Renaissance der 
Schiene, neues Bahnzeitalter, Verkehrsstau­
auflöser stehen dafür. Entscheidend sind aber 
die vielen abzuarbeitenden Einzelmaßnah­
men; w ie und in welchen Zeiträumen sie um­
gesetzt werden. Sie sind in dem über 180 
Punkte umfassenden „Aktionsprogramm Deut­
sche Bahn AG" festgelegt und terminiert. 
Kundige Manager aus der Wirtschaft haben 
Zweifel, ob ein solches Riesenprogramm zeit­
gerecht verwirkl icht werden kann; vor allem 
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auch daran, ob es sich in Mark und Pfennig 
und in steigenden Marktanteilen nieder­
schlägt. In der Tot ist die Skepsis verständ­
lich, wenn man die Erfahrungen von Groß­
konzernen bei Restrukturierungen und 
Sanierungen heranzieht. 

II. 

Um am T og X, der Gründung der Deutschen 
Bahn AG, mit Volldampf starten zu können, 
mußte rechtzeitig mit den notwendigen Vorar­
beiten begonnen werden. Es galt, die Behör­
denstrukturen durch sinnvolle und klare unter­
nehmerische Strukturen zu ersetzen. Ziel war 
es, den Schritt vom funktionsbezogenen Den­
ken und Handeln zum unternehmensbezoge­
nen Agieren zu organisieren. 
Die Organisation der Deutschen Bahn AG ist 
auf den Markt und damit auf den Kunden 
ausgerichtet. Im Innenverhältnis wird das ob­
senderorientierte Denken durch empfängerori­
entiertes Denken ersetzt. Im Außenverhältnis 
w ird eine am Kundenbedarf ausgerichtete 
Marktorientierung, also eine Dezentralisie­
rung der Entscheidungen durchgesetzt. 
Über die Zusammenführung von Kompeten­
zen und Verantwortung für klar definierte Auf­
gaben, die Delegation der Kompetenzen und 
Verantwortung noch „ unten" und die Führung 

der ergebnisverantwortlichen Ebenen durch 
Zielvereinbarungen ist eine klare Ergebnisver­
antwortung installiert. Und dies auf ollen Ebe­
nen, die aktiv im Geschäft sind. 
In diesem Sinne wurden innerhalb der vier 
Unternehmensbereiche - Personenverkehr, 
Güterverkehr, Fahrweg sowie T roktion und 
Werke, - neun überwiegend selbständige 
Geschäftsbereiche geschaffen, die ergebnis­
verantwortlich operieren. Sie sind mit den für 
ihr Geschäft notwendigen Ressourcen ausge­
stattet. 
Daneben sind Zentralbereiche eingerichtet 
worden, die in der Konzernleitung ge­
schäftsübergreifend die Zentralfunktionen für 
die Steuerung und Koordinierung der ge­
schäftlichen Aktivitäten wahrnehmen, wobei 
diese mehr und mehr auf die Geschäftsberei­
che übergehen werden. 
Dieses Prinzip der Divisionolisierung setzt ein 
funktionierendes und Transparenz schaffen­
des Rechnungswesen voraus, in dem mög­
lichst viele Kosten direkt den operativen Ein­
heiten zugeordnet werden. Da bislang im 
Wesentlichen mit Umlogekosten gearbeitet 
wurde, wird derzeit mit erheblichem Auf­
wand ein solches Rechnungswesen installiert. 
Dieses wird zu einem der wichtigsten Schlüs­
sel für das Umdenken der M itarbeiterinnen 
und Mitarbeiter vom behördenindizierten Ein­
holten von Vorschriften zum ergebnisorientier­
ten Handeln werden. 

Traktion 
und 

Werke 

Organigramm 
der Deutschen 
Bahn AG 
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kehr konkurrieren miteinander und mit Drillen 
um die Trassen. Sie zahlen dafür Fahrwegnut­
zungspreise an die Fahrwegsparte. 
Soweit die Sparte Personenverkehr, insbeson­
dere im Nahverkehr, die Fohrwegnutzungs­
preise und ihre eigenen Betriebskosten nicht 
erwirtschaften kann, muß sie die Differenz als 
Zuschuß für bestellte gemeinwirtschaftliche 
Leistungen vom Bund, anderen Gebietskör­
perschaften, Zweckverbänden und den am 
Personenverkehr beteiligten Unternehmen (Be­
rufsverkehr) fordern . Die Kommission hat bei 
ihren Berechnungen entsprechende Auftrags­
entgelte in Ansatz gebracht. 
Die Sporten Güterverkehr und Personenver­
kehr tätigen Investitionen in das rollende Ma­
terial, ober auch in Bahnhöfe und Güterver­
kehrszentren, in eigener Verantwortung. 
Die Sparte Fahrweg tätigt Investitionen in die 
Verbesserung der Qualität der Strecken und 
in den Ausbau der Strecken, einerseits in ei­
gener kaufmännischer Verantwortung, ande­
rerseits in Abstimmung mit dem Bundesver­
kehrswegeplan. Soweit der Bundesverkehrs­
wegeplan den Bau von Strecken vorsieht, die 
sich nicht kaufmännisch rechnen, trogen der 
Bund oder andere interessierte Gebietskör­
perschaften die dafür notwendigen Investiti­
onsausgaben. Die Sporte Fahrweg über­
nimmt den Betrieb auf dieser Strecke je nach 
vertraglicher Gestaltung in eigener Regie 
oder in Auftragsverwaltung für den jeweili­
gen Auftraggeber. 
Die Kommission hat ihren Überlegungen die 
Investitionsplanungen zugrunde gelegt, die 
sich aus dem mittelfristigen Wirtschaftsplan 
der Bahn für die Jahre 1991 bis 2000 erge­
ben. Weitere diesbezügliche Planungen oder 
gesellschaftliche Wünsche, wie z.B. nach ge­
meinwirtschaftlichen Leistungen, lagen der 
Kommission nicht vor. 
Ohne die vorgeschlagene Strukturreform 
steigt der Finanzbedarf der Bahn von gegen­
wärtig 27 Mrd. DM auf über 63 Mrd. DM im 
Jahre 2000 an. 
Wird die Strukturreform durchgeführt, steigt 
der Finanzbedarf der Bahn, der durch den 
Bund zu decken ist, voraussichtl ich nicht wei­

ter an. Er dürfte vielmehr leicht sinkende Ten­
denz (24 Mrd. DM im Jahr 2000) aufweisen. 
Die Kommission ist bei ihren Berechnungen 
davon ausgegangen, daß das gegenwärtige 
Streckennetz nicht verkleinert wird . Das 
schließt im Einzelfall nicht aus, daß Strecken 
stillgelegt werden; die Kommission setzt je 

Chronologie der Bahnreform 

16. 1. 1989: Bericht des Bundesministers für Verkehr, 
Dr. Jürgen Wamke, zur Lage der Deut­
schen Bundesbahn mit Beschlußvorschlä­
gen zur Sanierung sowie zur Errichtung 
einer Regierungskommission Bahn 

1. 2. 1989: Bundeskabinett beschließt Einsetzung 
einer unabhängigen Regierungskommissi­
on Bundesbahn 

13. 4. 1989: Dr. Friedrich Zimmermann wird Bundes­
minister für Verkehr 

12. 7. 1989: Bundesregierung beruft Mitglieder der 
Regierungskommission Bundesbahn 

1. 1. 1991 : Heinz Dürr wird Vorsitzender des Vor­
standes der Deutschen Bundesbahn 

18. l. 199 l: Prof. Dr. Günther Krause wird Bundesmi­
nister für Verkehr 

30. I. 1991: Erklärung der Bundesregierung vor dem 
Deutschen Bundestag 

21. 6. 1991 : Regierungskommission Bundesbahn legt 
Zwischenbericht (,,Eckwerte-Papier") vor 

1. 9. 1991 : Heinz Dürr wird auch Vorsitzender des 
Vorstandes der Deutschen Reichsbahn 

18. 9. 1991 : Verkehrsausschuß des Deutschen Bundes­
tages informiert sich über Vorstellungen 
der Deutschen Bundesbahn zur Bahnre­
form 

19. 12. 1991 : Regierungskommission Bundesbahn legt 
Schlußbericht vor 

5. 2. 1992: Bundeskabinett beauftragt Bundesver­
kehrsminister mit der Erarbeitung eines 
Konzepts für die Bahnreform 

9. 4. I 992: Bundesverkehrsminister stellt Konzept 
zur Bahnreform vor 

15. 7. 1992: Grundsatzbeschluß des Bundeskabinetts 
zur Bahnreform 

Bundeskabinett beauftragt Bundesver­
kehrsminister mit der Erarbeitung konkre­
ter Gesetzentwürfe 

9/ 1992: Bunde~_verkehrsminister legt Entwurf 
einer Anderung des Grundgesetzes und 
Gesetzentwurf zur Neuordnung des Eisen­
bahnwesens vor 

2. 10. 1992: Beginn der Ressortabstimmungen über 
die Gesetzentwürfe zur Bahnreform 

17. 2. 1993: Bundeskabinett beschließt Gesetzentwurf 
zur Bahnreform 

23. 3. 1993: CDU/CSU- und FDP-Fraktion des Deut­
schen Bundestages bringen zur Verfah­
rensbeschleunigung gleichlautenden eige­
nen Gesetzentwurf zur Bahnreform im 
Deutschen Bundestag ein 

-+ 
51 
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Der finanzielle Neubeginn 

Die Diskussion um die Reform der Eisenbahn 
stellte auch die wirtschaftlichen Rahmenbedin­
gungen des Status quo und die Erwartungen 
in dieser Hinsicht an eine privatwirtschaftlich 
organisierte Bahn in den M ittelpunkt. 
Die Regierungskommission hatte hier eben­
falls wertvolle Vorarbeit geleistet. Zum einen 
wurde aufgezeigt, daß mit der aufgelaufenen 
Verschuldung keine Chance bestand, einen 
Neubeginn zu wagen. Zum anderen wurde 
deutlich gemacht, daß in der bisherigen Bi­
lanz der Deutschen Bundesbahn wesentliche 
finanzielle Risiken noch nicht erfaßt waren. 
Dazu zählen insbesondere die Pensionsver­
pflichtungen und die Aktivierungspraxis für 
das Sachanlagevermögen. 
Unmittelbar nach der Vorlage des Berichtes 
der Regierungskommission wurde vom Bun­
desministerium für Verkehr ein Projekt zur 
Vorbereitung der Bahnreform eingerichtet. 
Die Projektorganisation sah einen Lenkungs­
kreis sowie Teilprojekte vor, in denen die 
rechtl ichen und wirtschaftlichen Fragen, die 
Frage der Personalüberleitung sowie das 
Thema der Regionalisierung bearbeitet wur­
den. 
Im Teilprojekt, das sich mit den wirtschaftli­
chen Fragen auseinandersetzte, wurden vor 
allem folgende Themen behandelt: 

• Eröffnungsbilanz 
• Planungsrechnungen für das Unternehmen 
• Planungsrechnungen für den Bundeshaus­

halt 

Mitglieder des Teilprojektes waren Vertreter 
des Bundesministerium für Verkehr, des Bun­
desministeriums für Finanzen, der Wirt­
schaftsprüfungsgesellschaft, ein Berater für 
steuerrechtliche Fragen sowie Vertreter der 
Bundesbahn. 

Eröffnungsbilanz 

Bei einem Umsatzvolumen von knapp 20 Mrd. 
DM betrug die Bilanzsumme der Deutschen 

Diethelm Sack 
Vorstand Finanzen und Controlling 

der Deutschen Sohn AG 

Bundesbahn am 31 . Dezember 1991 67,5 
Mrd. DM. Bei der Deutschen Reichsbahn um­
faßte die Bilanz ein Volumen von 34,7 Mrd. 
DM und dies bei einem Umsatz von 6, 1 Mrd. 
DM. Das Verhältnis Geschäftsvolumen (Um­
satz) zu Finanzierungsvolumen (Bilanz) be­
trägt also 1 :3,4 bzw. 1 :5,7. Das sind für ein 
„ normales" Unternehmen sehr ungewöhnliche 
Verhältniszahlen; denn dies im Rahmen einer 
positiven Ergebnisentwicklung zu finanzieren 
setzt voraus, daß durchrationalisierte Abläufe 
im Unternehmen vorliegen und Leistungen mit 
erheblichem positivem Cash Flow erbracht 
werden. 
Tatsächlich lagen aber solche Voraussetzun­
gen weder bei der DB noch bei der DR vor. 
Die Konsequenz war ebenfalls in der Bilanz 
ablesbar. Die zinspflichtigen Verbindlichkei­
ten am 3 1 . Dezember 1 991 betrugen bei der 
DB 37,9 Mrd. DM und bei der DR 5,2 Mrd. 
DM. 
Daher stand am Anfang der Arbeiten die 
Analyse der Bilanzansätze; und zwar im Hin­
blick darauf, wie sie mit handelsrechtlichen 
Bewertungsrichtlinien vereinbar waren und 
darauf, wie sie sich auf Kostenstrukturen aus­
wirken. 
Etwa 90 % der Bilanzsumme wurden durch 



das Sachanlagevermögen gebunden. In der 
Ergebnisrechnung wurden etwa 15 % vom 
Umsatz durch die darauf anfallenden Ab­
schreibungen aufgezehrt. 
In bezug auf die Finanzierung war bei der 
DB zu berücksichtigen, daß vom Bund jedes 
Jahr spezifische und allgemeine Investitions­
zuschüsse gegeben wurden. Diese wurden 
jedoch aufgrund der geltenden speziellen 
Bilanzierungsrichtlinien als Gesellschofterein­
loge dem Eigenkapital zugeordnet und nicht 
als Reduzierung der Anschaffungskosten bei 
den in Frage kommenden Gegenständen des 
Sachanlagevermögens erfaßt. Die Folge war, 
daß auf die höheren Anschaffungskosten die 
Abschreibungen gerechnet wurden mit der 
entsprechenden Ergebnisbelastung und -
was noch entscheidender war - mit der Kon­
sequenz, daß höhere Kalkulationswerte bei 
der Preisbildung zum Trogen kamen. Darüber 
hinaus zeigte die Analyse, daß die Maßstä­
be zur Aktivierung nicht konservativen 
Grundsätzen folgte, d. h., im Sachanlagever­
mögen wurden Dinge geführt, die keine Ver­
mögenswerte darstellten. Lost but not least, 
das Sachanlagevermögen der DB ist nie 

durch eine physische Bestandsaufnahme 
überprüft worden. Es ist daher davon auszu­
gehen, daß im laufe der Zeit Abgänge nicht 
erfaßt wurden . 
Der Stand des Sachanlagevermögens bei der 
DR war aktueller, da eine Neubewertung für 
die DM-Eröffnungsbilanz vorgenommen 
wurde. Allerdings führte der dort verwendete 
Ansatz der Ermittlung von Verkehrswerten 
unter Berücksichtigung der Nutzungsdauer 
dennoch tendenziell zu überhöhten Werten. 
Um daraus sich ergebende Risiken teilweise 
zu kompensieren, wurden auf der Possivseite 
der Eröffnungsbilanz Rückstellungen für In­
standhaltungen, für Stillegungen und für Resti­
tutionsonsprüche gebildet. Diese Wertansät­
ze in ihrer Gesamtheit hoben allerdings nicht 

den tatsächlichen technischen Stand der An­
lagengegenstände berücksichtigt. Berücksich­
tigt war auch nicht - was zu dem Zeit­
punkt der Aufstellung der DM-Eröffnungs­
bi lanz auch nicht so absehbar war -, daß 
die zu erbringenden Verkehrsleistungen in 
den Neuen Bundesländern dramatisch 
zurückgehen würden. Ab 199 l wurden bei 
der Deutschen Reichsbahn - analog zu den 

Über die Ja~­
respresse~on­
ferenz der 
Deutschen 
Bahn am 22. 
Februar 199 S 
in Berlin be­
ri,hteten alle 
wi<htigen Me­
dien. Am Podi­
um: Finanz­
vorstand 
Diethelm Sa,k, 
Vorstandsvor­
sitzer Heinz 
Dürr und die 
Sprecherin der 
Deuts,hen 
Bahn AG, 
Anfried Baier­
Fudis 
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Regelungen bei der DB - die vom Bund er­
haltenen Investitionszuschüsse dem Eigenka­
pital zugerechnet. 
Die genannten Faktoren mußten als Korrektur 
zu den bestehenden Werten des Status quo 
in einer Eröffnungsbilanz für die Bahn AG 
Eingang finden . 
In gemeinsamer Arbeit zwischen der Bahn 

und der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wur­
den die Details der vorzunehmenden Korrek­
tur ermittelt. Den wesentlichen Anteil an der 
Korrektur hatte die Richtigstellung der erhalte­
nen Investitionszuschüsse. Die vom Bund er­
haltenen Gelder wurden über einen Zeitraum 
von 25 Jahren erfaßt, soweit wie möglich An­
lagenkategorien zugeordnet und die Amorti­
sation entsprechend der betriebsgewöhnli­
chen Nutzungsdauer errechnet. Nicht 
Anlagenkategorien zuordnenbare Beträge 
wurden über eine Nutzungsdauer von 25 
Jahren verteilt und als negativer Anlagenzu­
gang behandelt. Analog wurden erhaltene 
Baukostenzuschüsse von Dritten, die als Son­
derposten auf der Passivseite der Bilanz der 
DB ausgewiesen wurden, behandelt. Auch 
die in der Eröffnungsbilanz der DR gebildeten 
Rückstellungen für unterlassene Instandhaltun­
gen wurden dem Sachanlagevermögen zuge­
ordnet. 
Insgesamt wurde das Sachanlagevermögen 
vom 31 . Dezember 1993 zum 1 . Januar 
1994 um 75,2 Mrd. DM nach unten korri­
giert. Etwa 80 % dieser Korrekturen betreffen 
die geänderte Behandlung von Investitionen 
und Baukostenzuschüssen. 
Die Arbeit an der Eröffnungsbilanz umfaßte 
nicht nur die Ermittlung von Korrekturen und 
Anpassungen an d'os Handelsrecht, sondern 
auch die notwendige Aufteilung von Vermö­
genswerten und Verbindlichkeiten zwischen 
dem unternehmerischen Teil, der zur DB AG 
wurde, und dem Verwaltungsteil, aus dem 
das Bundeseisenbahnvermögen (BEV) entstand. 
Dies zeigt sich schon im Ansatz der Grund­
stückswerte in der Eröffnungsbilanz. Die Dis­
kussion im Vorfeld zur Bahnreform lief darauf 
hinaus, daß betriebsnotwendige Grundstücke 
der DB AG übertragen werden und nicht be­
triebsnotwendige Grundstücke beim Bundes­
eisenbahnvermögen zur Verwertung verblei­
ben. Diese Regelung ist auch so in das 
Eisenbahnneuordnungsgesetz übernommen 
worden. Es war von vornherein klar, daß bis 
zu einer Gründung der Aktiengesellschaft 
eine objektbezogene Aufteilung nach den ge-

nannten Kriterien nicht machbar war. Immer­
hin beträgt der gesamte Grundbesitz der 
Bahn 144 000 Hektar. Das Volumen deutet 
darauf hin, daß über die Aufteilung nach 
dem Kriterium der Betriebsnotwendigkeit treff­
lich diskutiert werden kann. Die Gespräche 
mit dem Bundesverkehrsminister und dem 
Bundesfinanzminister führten dahin, daß man 

versuchen sollte, eine praktikable Lösung zu 
finden, die den beiderseitigen Interessen 
Rechnung trägt. Die Interessenlage ist da­
durch definiert, daß der Bund Grundvermö­
gen der Bahn als Äquivalent zur Übernahme 
von Altschulden verwerten möchte. Die Bahn 
hat das Interesse an der uneingeschränkten 
Verfügung der betriebsnotwendigen Grund­
stücke, und zwar auch unter dem Aspekt, 
über bessere Verwertung zu zusätzlichen 
dauerhaften Erträgen zu kommen. 
Um die Gründung der Aktiengesellschaft 
durch die nicht abgeschlossene Aufteilung 
des Grundvermögens nicht zu behindern, 
wurde vereinbart, daß der Wert der betriebs­
notwendigen Grundstücke mit 5 Mrd. DM ga­
rantiert wird und dieser Wert in die Eröff­
nungsbilanz aufgenommen wird . Bei 
Buchwerten der DB und DR in Höhe von 8,2 
Mrd. DM ist darin kein Risiko zu sehen, 
zumal im Eisenbahnneuordnungsgesetz gere­
gelt ist, daß das Grundvermögen zu „vorsich­
tigen Verkehrswerten" anzusetzen ist; in die­
sem Punkt findet also keine Fortführung der 
Buchwerte statt. 
Bei den Finanzanlagen wurde ebenfalls eine 
Aufteilung zwischen dem BEV und der DB 
AG vorgenommen. Beteiligungen und Auslei­
hungen an Wohnungsbaugesellschaften sind 
beim BEV verblieben. Alle anderen Beteili­
gungen werden bei der DB AG weitergeführt. 
Wertkorrekturen waren auch bei den Vorrä­
ten und den Forderungen erforderlich. Das 
Volumen an Vorräten hat am 31 . Dezember 
1993 über 2 Mrd. DM betragen. Eine syste­
matische Untersuchung hinsichtlich Gängig­
keit und Einsatzfähigkeit hatte in der Vergan­
genheit nicht stattgefunden. Die Forderungen 
aus Lieferungen und Leistungen haben am 
31. Dezember 1993 1,2 Mrd. DM betragen. 
Auch hier war eine Vorsorge in Form einer 
Wertberichtigung zu treffen . Durch verschie­
dene Umstellungen im Abrechnungssystem 
und die traditionelle Führung der Konten gab 
es keine konsequente Verfolgung von Forde­
rungen. 
Die DB hat in der Vergangenheit sogenannte 
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Baukostenzuschüsse an Dritte gewährt. Diese 
standen überwiegend im Zusammenhang mit 
lnfrastrukturmaßnahmen. Ein Erwerb von be­
sonderen Rechten war für die DB damit nicht 
verbunden, trotzdem wurden die Betröge als 
Quasi-Vermögenswert erfaßt und über 25 
Jahre amortisiert. Der Buchwert dieser Bauko­
stenzuschüsse hat am 31 . Dezember 1993 

3,3 Mrd. DM betragen; er wurde zum 1. Ja­
nuar 1994 vollständig ausgebucht. 
Eine wesentliche Frage für die wirtschaftl iche 
Zukunft eines Unternehmens Bahn war die 
der Altersversorgung . Nach den Regelungen 
der Sondervermögen hat die DB die Kosten 
der Altersversorgung für ehemalige Beamte 
und Angestellte getragen. Zwar gab es Bun­
deszuschüsse, aber im Vergleich zu Unterneh­
men war die Belastung sehr hoch. Eine Rück­
stellung für die Altersversorgung wurde in der 
Vergangenheit nicht gebildet. Es hat über­
schlägige Berechnungen dafür gegeben, wel­
cher Betrag zurückzustellen wäre, um die be­
stehende Altersversorgung für die Beamten 
und Angestellten der DB abzudecken. Das Er­
gebnis lag bei mehr als 80 Mrd. DM. Die 
Einstellung eines derart hohen Betrages in die 
Bilanz hätte zur Folge gehabt, daß eine ent­
sprechende Ausgleichsforderung an den 
Bund entstanden wäre und daß die Ergebnis­
rechnung der DB AG unverhältnismäßig hoch 
belastet worden wäre. Zusätzlich war zu 
berücksichtigen, daß das Unternehmen DB 
AG gegebenenfalls eine Verpflichtung einge­
gangen wäre, den Mitarbeitern der DR eine 
vergleichbare Altersversorgung einzuräumen. 
Problematisch zu beurteilen in d iesem Zusam­
menhang wäre auch gewesen, daß ein Pri­
vatunternehmen die Pensionverpflichtung von 
Beamten übernimmt. Das Interesse der DB 
AG war, daß für den finanziellen Neubeginn 
die Gestaltung der T arifvertröge und der So­
zialleistungen so erfolgt, daß wettbewerbs­
fähige Strukturen entstehen. Daraus folgte, 
daß Verpflichtungen aus der Altersversorgung 
einschließlich der Anwartschaften, die bis 
zum 31. Dezember 1993 entstanden sind, 
beim Bundeseisenbahnvermögen verbleiben. 
Die DB AG schafft eine eigene betriebliche 
Altersversorgung, die allen Mitarbeitern ab 
dem 1 . Januar 1994 zugutekommt. Dort, wo 
die Altersversorgung durch das BEV übernom­
men wurde, kommt es zu einem Erstattungs­
anspruch an die DB AG in Höhe der gelten­
den betrieblichen Regelung. Mit dieser 
Regelung entfiel die Notwendigkeit der Dotie-

rung einer Altersversorgungsrückstellung in 
der Eröffnungsbilanz der DB AG. 
Aufgrund der Bilanzierungsrichtlinien der 
Sondervermögen wurden nicht für alle Risiken 
in der Vergangenheit Rückstellungen gebil­
det, mit dem Übergang auf die DB AG wur­
den zum 1. Januar 1994 folgende zusätzli­
che Rückstellungen gebildet: 

• Für ökologische Altlasten auf Grundstücken 
der DB wurde auf der Basis eines Gutach­
tens die vorhandene Rückstellung ange­
paßt. 

• Für d ie erforderlichen Restrukturierungs­
maßnahmen wurde eine entsprechende 
Aufwandsrückstellung dotiert. 

Eine der wesentlichen Forderungen der Re­
gierungskommission war, daß die Bahn ent­
schuldet wird . Nach den Prognose-Rechnun­
gen war davon ausgegangen worden, daß 
die Verschuldung am 31 . Dezember 1993 
70 Mrd. DM betragen wird . Tatsächlich hat 
sie 66,2 Mrd. DM betragen. Die Zinsbela­
stung daraus beträgt 4 ,8 Mrd. DM pro Jahr, 
das sind mehr als 20 % vom Umsatz. Eine 
derartige Belastung hätte einen Neubeginn 
mit den zusätzlich erforderlichen Rationalisie­
rungsmaßnahmen zum Scheitern verurteilt. Es 
war zu überlegen, ob eine vollständige Ent­
schuldung oder nur eine teilweise Entschul­
dung notwendig war. Isoliert hat sich diese 
Frage nicht beantworten lassen. Es war der 
Gesamtzusammenhang der Struktur des Un­
ternehmens zu betrachten. Dabei war u. a. zu 
beurteilen, welche Personalstruktur für die Ak­
tiengesellschaft erforderlich ist, den Neu­
beginn zu bewältigen. Diese Frage wurde 
aber nicht vertieft, weil dann eine Auswahl 
zu treffen gewesen wäre, die zu nicht uner­
heblichen sozialen Spannungen geführt hätte. 
Daher wurde vorgesehen, d ie vorhandenen 
Beschäftigten vollständig in die DB AG zu 
übernehmen. Die notwendigen Produktivitäts­
erhöhungen sind dann durch das Unterneh­
men durchzuführen. Als Ausgleich dafür 
wurde festgelegt, alle zinspflichtigen Verbind­
lichkeiten zum 31 . Dezember 1 993 auf das 
Bundeseisenbahnvermögen zu übernehmen. 
Aus den Korrekturen der Aktivseite, den Über­
tragungen von Vermögenswerten auf das 
BEV, den Rückstellungsanpassungen und der 
Entschuldung ist rechnerisch ein Eigenkapital 
bei der DB AG in Höhe von 11 ,5 Mrd. DM 
entstanden. Davon wurden 4,2 Mrd . DM als 
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Grundkapital gezeichnet und 7 ,3 Mrd. DM 
der Kapitalrücklage zugeführt. Ein besonde­
rer Liquiditätszuschuß seitens des Bundes zur 
Belegung des Eigenkapitals war nicht erfor­
derlich. 
Soweit die Hintergründe zu dem Übergang 
von den Bilanzansätzen der Sondervermögen 
DB/DR zur Eröffnungsbilanz der DB AG. 

Im Prinzip hat der Aktionär, die Bundesrepu­
blik Deutschland, die DB AG per Sacheinla­
ge gegründet. Die Werthaltigkeit der Sach­
einlage dokumentiert sich nicht nur am 
positiven Saldo zwischen Aktivvermögen und 
Schulden in Form der eigenen Mittel, sondern 
auch daran, ob das neu gegründete Unter­
nehmen eine Chance hat, positive Ergebnisse 
zu erwirtschaften und nicht in kurzer Zeit in 

die Überschuldung zu kommen. 
In Anbetracht der Historie der bisherigen 
Sondervermögen sicherlich eine berechtigte 
Fragestellung. 
Neben der Statusbetrachtung bei der Eröff­
nungsbilanz war daher zu dokumentieren, 
wie die wirtschaftliche Entwicklung in den 
Jahren nach der Gründung zu beurteilen ist. 
Dazu wurden Planungsrechnungen aufge­
stellt, die jeweils den Status quo und die pri­
vatwirtschaftlich organisierte Bahn über einen 
Zeitraum von l 0 Jahren parallel betrachteten. 

Planungsrechnungen 

Die Ergebnisse von Planungsrechnungen hän-
. gen davon ab, welche Prämissen gesetzt wer­

den. Die vergleichenden Darstellung zwi­
schen dem Status quo und der Aktiengesell­
schaft hatten nicht den Charakter von 
„ Zweckrechnungen". Das wäre sicher eine 
kurzsichtige Betrachtungsweise gewesen. 
Es war ganz einfach d ie Frage zu beantwor­
ten, was die wirtschaftlichen Konsequenzen 
einer Fortführung des Eisenbahnbetriebes 
unter den Bedingungen der Sondervermögen 
und unter denen eines privatwirtschaftlich or­
ganisierten Unternehmens waren. 
Die A lternativen „Einstellung des Betriebes" 
oder drastische Reduzierung auf eine 
,,Sehrumpfbahn" wurden nicht betrachtet. 
Dies waren verkehrspolitisch und finanziell 
auch keine betrachtenswerten Wege. 
Die Planungsrechnung des Status quo basier­
te auf folgenden Prämissen : 

Produktivitätserhöhung p.a. 
Umsatzerhöhung p.a. 

DB 

2,8 % 
4,4 % 

DR 

9,8 % 
6,4 % 

Damit wurde das Bemühen aus der Vergan­
genheit fortgesetzt, Produktivitätserhöhungen 
zu real isieren. Es wurde auch die bisherige 

Mechanik fortgeschrieben, direkte Bundeslei­
stungen betragsmäßig festzuschreiben und 
zusätzlichen Finanzbedarf durch Kreditauf­
nahme der Sondervermögen zu decken. 
Für den Zeitraum 1994 bis 2003 zeigte die 
Planungsrechnung nach dem Status quo zu­
sammengefaßt folgende Ergebnisse: 

Mrd. DM 
1994- 2003 

Defizit. ....................................... 324 
Nettokreditaufnahme ................... 312 
Bundesleistungen...... ................... 257 
Deckungslücke ......... ................... 569 
Schuldenstand 31. Dez. 2003 ... ... 382 

Die Deckungslücke ist die Summe aus Netto­
kreditaufnahme und Bundesleistungen; sie 
zeigt damit die haushaltstechnische Belastung 
des Bundes auf. · 
Neben diesen Ergebnissen zeigte die Pla­
nungsrechnung zusätzlich Problembereiche 
auf, die dann auch Inhalt der Diskussion zur 
Bahnreform wurden . 
Die Personalkosten pro Beschäftigtem bei der 
DB lagen über den Werten vergleichbarer 
Unternehmen. Ein wesentlicher Teil war darin 
begründet, daß - wie schon erwähnt - die 
Zahlungen an die Pensionäre Bestandteil der 
Personalkosten waren. Zwar wurden Teile 
durch den Bund erstattet, aber die verbliebe­
nen Aufwendungen stellten eine höhere Bela­
stung dar als vergleichbare Arbeitgeber­
anteile zur Sozialversicherung zuzüglich 
einer betrieblichen Altersversorgung. Die 
Konsequenz dieser Erkenntnis war, daß eine 
Aktiengesellschaft die Chance haben muß, 
gemeinsam mit den Tarifpartnern einen Tarif­
vertrag zu erarbeiten, der auch dem Wettbe­
werb standhält und daß die Pensionsver­
pflichtungen incl . der Anwartschaften nach 
den bisherigen Regelungen nicht auf das Un­
ternehmen übergehen dürfen. 
Völlig losgelöst davon war die Frage der Per­
sonalübernahme. Darauf wird in einem ge­
sonderten Kapitel eingegangen. 



Für die DB stellte sich die Frage, ob der Sta­
tus quo überhaupt fortgeführt werden kann. 
Da die Defizite in den letzten Jahren und mit 
steigender Tendenz in den kommenden Jah­
ren über den Investitionszuschüssen des Bun­
des - die als Einlage dem Eigenkapital zu­
gerechnet wurden - lagen, war absehbar, 
daß das Eigenkapitel der DB in kürzester Zeit 
aufgebraucht sein würde. Eine Situation, die 
am 31 . Dezember 1993 tatsächlich eingetre­
ten ist. Damit war die Haftungssituation für 
die Kreditgeber unklar; denn das Vermögen 
war durch die Schulden aufgezehrt. Der 
Bund als Eigentümer hätte ohne die Reform 
am l. Januar 1994 darauf reagieren müs­
sen. 
Der Vergleich der Strukturen zwischen DB 
und DR zeigte, daß in den Neuen Bundeslän­
dern in mehrerlei Hinsicht Nachholbedarf be­
steht, wofür besondere Regelungen erforder­
lich sind. Der Zustand der Infrastruktur war 
und ist nicht vergleichbar zu dem der Alten 
Länder. Hierdurch entsteht Zusatzbedarf an 
Investitionen und - solange diese nicht 
getätigt sind - an lnstandhaltungsaufwand. 
Die betrieblichen Abläufe und der Organisati­
onsgrad bei der DR entsprechen ebenfalls 
nicht dem erreichten Stand bei der DB. Da­
durch entsteht höherer Personalaufwand. Die 
finanziellen Erfordernisse zur Angleichung 
der Verhältnisse zwischen Ost und West sind 
in die Bahnreform unter dem Stichwort „Altla­
sten" eingegangen. 
Es wurde dazu auch eine Regelung getroffen, 
nach der der Bund finanzielle Beiträge zur 
Abarbeitung der Altlasten leistet. Diese sind 
im wesentlichen betragsmäßig fixiert und zeit­
lich auf neun Jahre begrenzt. Die Verpflich­
tung der Bahn ist es, in dieser Zeit die Zusatz­
belastungen abzubauen. Zu den Altlasten 
gehören auch Kontamination des Grund und 
Bodens. Die DR hatte dafür bereits in der DM­
Eröffnungsbilanz zum l . Juli 1990 eine Rück­
stellung gebildet. Sollte sich bis zum Jahre 
2002 herausstellen, daß dieser Betrag nicht 
ausreicht, die erforderliche Sanierung zu be­
treiben, leistet der Bund auch hierfür finanzi­
elle Beiträge. 
In bezug auf die Investitionen in den Fahrweg 
hat die Status quo-Rechnung gezeigt, daß der 
Finanzbedarf für den Erhalt des bestehenden 
Netzes und für die Realisierung des Bundes­
verkehrswegeplanes auch ein Grund für die 
zunehmende Verschuldung ist. Innerhalb des 
Plafonds der direkten Bundesleistungen nahm 

der Anteil für die Altersversorgung und den 
Nahverkehr zu. Die Folge war, daß für den 
investiven Teil weniger Geld zur Verfügung 
stand. Die Differenz zu den erforderlichen In­
vestitionen wurde dann aus Krediten des Son­
dervermögens finanziert. Diese Mechanik 
hatte neben der steigenden Verschuldung 
auch zur Folge, daß der Investitionsspielraum 
für die anderen Bereiche, z.B. das rol lende 
Material, nicht für eine konsequente Investiti­
onspolitik ausreichte. Eine Differenzierung, 
welcher Teil der lnfrastrukturinvestitionen ver­
kehrspolitisch und welcher Teil unternehmens­
politisch induziert ist, fand in diesem Zusam­
menhang nicht statt. Der finanzielle 
Hintergrund wurde in mancher Diskussion 
zum Anlaß genommen, die Finanzierung und 
den Betrieb des Fahrweges als dauerhafte 
staatliche Aufgabe zu sehen. In diesen Dis­
kussionen wurde aber übersehen, daß der Ei­
senbahnbetrieb ein Verkehrsleitsystem ist und 
damit die Effizienz und die Qualität der 
Transportleistung wesentl ich durch die Lei­
stungsfähigkeit des Fahrwegs beeinflußt wird . 
Die größte Ressourcenbindung, bezogen auf 
Anlagevermögen und Personal, besteht im 
Fahrweg. Damit muß eine unternehmerische 
Ausrichtung des Eisenbahnbetriebes den 
Fahrweg einschließen. Auf der anderen Seite 
ist einzusehen, daß der Staat in einer lnfra­
strukturverantwortung auch für die Eisenbahn 
bleiben möchte; lnfrastrukturpolitik kann und 
soll sehr langfristige und volkswirtschaftliche 
Kriterien berücksichtigen, während Maßstab 
für unternehmenspolitische lnfrastrukturmaß­
nahmen immer betriebswirtschaftliche Kriteri­
en sind. Aus diesen Grundüberlegungen sind 
hinsichtlich der Fahrweginvestitionen folgen­
de Regelungen entstanden: 

• Investitionen im unternehmerischen Interes­
se werden mit Hilfe von zinslosen Darlehen 
des Bundes finanziert. Die DB AG zahlt 
diese Darlehen in Höhe der jährlich entfal­
lenden Abschreibungen zurück. 

• Investitionen, die nicht im unternehmeri­
schen Interesse liegen, finanziert der Bund 
mit Baukostenzuschüssen. Eine Rückzah­
lung seitens der DB AG erfolgt nicht. 

Dabei ist klar, daß in der Praxis die reinrassi­
ge Form der Finanzierung die Ausnahme sein 
wird . Es w ird in der Regel M ischfinanzierun­
gen geben. In Konsequenz bedeutet diese Re­
gelung, daß der Verkehrsträger Bahn die Ko- 113 
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sten seiner Infrastruktur aus Investitionen -
soweit im unternehmerischen Interesse -, 
aus der Instandhaltung und aus der Betriebs­
führung über verkaufte T ransportdienstleistun­

gen verdienen muß. 

Mit den Regelungen zu 

• Personalkosten 
• Altlasten 
• Fahrwegfinanzierung 

wurde die Planungsrechnung für die privat­
wirtschaftlich organisierte Bahn, die Aktienge­
sellschaft, aufgestellt. Mit dieser Rechnung 
wurde auch deutlich gemacht, daß nur die 
vorgenannten Regelungen, die unstrittig eine 
erhebliche Verbesserung des Status quo dar­
stellen, nicht ausreichen, positive wirtschaftli­
che Ergebnisse abzusichern, ohne erhebliche 
Effekte aus dem Unternehmen heraus hat eine 
DB AG keine Überlebenschance. Das zeigt 
sich schon bei den gesetzten Prämissen: 

Produktionserhöhung p.a. 
Umsatzerhöhung p.a . 

DBAG 
ABL NBL 

5,8 
5,8 

14,0 
9, 1 

Die unternehmerischen Effekte, auch genannt 
AG-Effekte, setzen sich im wesentlichen zu­
sammen aus Umsatzsteigerungen, Produkti­
vitätssteigerungen im Zeitraum von 1994 bis 
2003 auf 100 Mrd. DM in folgender zeitli­
cher Verteilung: 

Es wurde immer wieder die Frage gestellt, 
warum diese unternehmerischen Effekte nicht 
auch in der bestehenden Organisationsform 

der Sondervermögen realisiert werden kön­
nen. Dazu kann sicherlich vieles aufgeführt 
werden; das entscheidende ist letztendlich, 
daß Entscheidungsprozesse in einer Behörde 
nach anderen Regeln ablaufen als in einem 
Unternehmen. Das ist nach mehreren Mona­
ten Aktiengesellschaft noch sehr viel deutli­
cher zu erkennen als vor der Reform. 
Die Ergebnisse der Planungsrechnung für die 
Aktiengesellschaft haben gezeigt, daß eine 
privatisierte Bahn unter den genannten Vor­
aussetzungen in der Lage ist, positive Jahres­
ergebnisse zu erwirtschaften und finanziellen 
Spielraum für dringend benötigte Investitio­
nen zu schaffen. 
Darüber hinaus wurde gezeigt, daß auch die 
finanzielle Belastung des Bundes - gemes­
sen an der Deckungslücke - wesentlich gün­
stiger verläuft als im Status quo. 
An diesem günstigeren Verlauf für den Bund 
ändert auch nichts die Tatsache, daß nach 
der Reform ein höheres Volumen an direkten 
Bundesleistungen entfällt als zuvor. Die Redu­
zierung der Belastung resultiert aus dem 
Wegfall von Defiziten und der daraus resul­
tierenden Kreditaufnahme. 
Mit den getroffenen Regelungen wurden eine 
erfolgsversprechende Basis für die Bahnre­
form geschaffen. Es ist jetzt die Aufgabe des 
Unternehmens, die Punkte der Planungsrech­
nung umzusetzen und damit die Eisenbahn 
zu einem am Verkehrsmarkt erfolgreichen 
Verkehrsträger zu machen. Die ersten Schritte 
dazu sind gemacht, ein langer Weg ist noch 
zu gehen. 

■ 



Hermann Koehne Unternehmensgruppe 

Aus dem Gleisbaumaschinenpark der Firma Hermann Koehne zeigt sich hier die 
RM 80-92 V mit Nivellieranhänger und MFS-Wagen. 

Im Betonwerk Rethwisch der Koehne-Gruppe werden vorgespannte Bahn-, 
Gleis- und Weichenschwellen, Oberleitungs- und Stromleitungsmaste, 
Antennenträger/Funkmaste, Fernmeldetürme, Maste/Türme für Windkraftanlagen, 
abwassertechnische Gegenstände, Durchlässe und Unterführungen sowie ein 
System "Feste Fahrbahn" entwickelt und hergestellt. 

Spritzbeton - Injektion - Rückverankerungen - Beton- und Natursteinsanierung -
Denkmalpflege - Kanalsanierung 
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Seit dem 1. 2. 1994 gehört das Schwermaschinenbau-Unternehmen Kirow Leipzig 
GmbH zur Unternehmensgruppe Koehne. Schwerpunkt ist die Produktion von 
Eisenbahndrehkränen sowie die Überholung, Ausbesserung und Reparatur von 
schienengebundenen Fahrzeugen. 

Hermann Koehne 
Bauunternehmung GmbH 
Essener Straße 99 
46047 Oberhausen 
Tel. 0208/859301 
Fax 02 08/85 93 308 

Betonwerk Rethwisch 
GmbH 
Industriegelände 1 
17219 Möllenhagen 
Tel. 039928/60-0 
Fax 039928/5233 

PRESSBAU 

Pressbau GmbH 
Essener Straße 99 
4604 7 Oberhausen 
Tel. 0208/859302 
Fax 0208/8593104 

L' -KIRDW I 
LEIPZIG f 

Kirow Leipzig GmbH 
Spinnereistraße 13 
04179 Leipzig 
Tel. 0341/4953-0 
Fax 0341/476646 
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Bahnreform '94 setzt Schlußstrich 
unter Staatsbahn-Ära 
Maßnahmen zur Lageverbesserung 
in der Nachkriegszeit 

Mit der Zusammenführung der beiden deut­
schen Staatsbahnen und der grundlegenden 
Neuordnung des Eisenbahnwesens ist zu­
gleich ein großer Schlußstrich gezogen wor­
den. Mehr als sieben Jahrzehnte zentrale 
mehrzweckorientierter Eisenbahnverwaltung 
in der Hand des Gesamtstaates fanden durch 
die Bahnreform ihr Ende, sind nunmehr Ver­
gangenheit. 
Die zentrale Staatsbahnverwaltung war im 
Jahre 1920 in Vollzug der Weimarer Reichs­
verfassung geschaffen worden, wurde aus 
wirtschaftlichen und staatspolitischen Grün­
den während der Weimarer Republik und 
und auch im NS-Staat mehrfach modifiziert 
und erhielt im Zuge der staatlichen Neuord­
nung nach Kriegsende durch die Eisenbahn­
gesetze 1951 in Westdeutschland ihre jüng­
ste Form und Prägung. 
Bei den Mitte 1989 beginnenden Gutachter­
arbeiten der Regierungskommission Bundes­
bahn (RKB) und den Gesetzgebungsarbeiten 
kamen naturgemäß die zwischenzeitlichen 
Gesetzesänderungen und weitere Aktivitäten 
zur Sprache, die auf eine Umgestaltung und 
Verbesserung der Lage der Bundesbahn ge­
richtet waren. 
Die zahlreichen Vorhaben und Handlungsak­
tivitäten betrafen die rechtlich-institutionelle 
Lage der Bahn, zum anderen ihre wettbe­
werblichen Rahmenbedingungen und damit 
im Zusammenhang stehend ihren Umfang 
nach Streckennetz und Leistung. Alle Aktivitä­
ten hingen mit den seit Kriegsende bestehen­
den schlechten Finanzlage der Bahn zusam­
men, die trotz steigender staatlicher Zuschüs­
se zu keiner Zeit nachhaltig beherrscht wer­
den konnte und zuletzt zu einer drohenden 
Gefahr für die Staatsfinanzen wurde. 
Dieser Beitrag berichtet - ohne Anspruch 
auf Vollständigkeit - über die genannten 
staatlichen Aktivitäten von 195 1 bis zum Be­
ginn der Gutachtertätigkeit der RKB im Jahre 
1989. Aus Gründen des Sachzusammen-

Dr. Lothar Dernbach 
Ehemaliges Mitglied des Vorstands 
der Deutschen Bundesbahn für das Ressort 
Steuerung und Planung von 1987-1992 

hanges sind auch Gedanken, Vorstellungen 
und Konzeptionen der jeweiligen Bahnvor­
stände sowie supranationale europäische 
Rechtsnormen aus dieser Zeit in den Bericht 
aufgenommen. 
Dem Bericht ist ein Kapitel „Geschichtliche 
Hintergründe, Gesetzesarbeiten, Inhalte der 
Eisenbahngesetze 1951" vorangestellt, das 
einen Schlüssel zum Verständnis und zur Be­
wertung der dargestellten Fakten und Zusam­
menhänge bildet. 
Die Aktivitäten sind chronologisch dargestellt. 
Eine thematische Gliederung erschien wegen 
der oft mehrfachen Problemorientierung und 
Zielbezogenheit der Aktivitäten weniger 
zweckmäßig. 

Geschichtliche Hintergründe, 
Gesetzesarbeiten, Inhalte 
der Eisenbahngesetze 1951 

Geschichtliche Hintergründe 

Zwei historische Entwicklungen verdienen In­
teresse: zum einen die seit Ende des Ersten 
Weltkrieges erodierene Monopolstellung der 



Me8zug mit 
den vier Loko· 

motiven im 
Bahnhof Eu· 

bigheim 

Deutsche Industrie 

Drehstromloks 
als Erprobungsträger 

Nachdem gegen Ende 1993 auch die Loko­
motive 120 002-1 technisch neu ausgerüstet 

in den planmäßigen Betrieb gegangen ist, 
waren alle fünf Drehstromlokomotiven der 
Vorserie zur Erprobung technischer Weiter­
entwicklungen im Einsatz. Die 120 002-1 er­
hielt von der AEG zwei mit gewöhnlichem 
Leitungswasser statt mit Öl oder Fluorkohlen­
wosserstoffen gekühlte Stromrichter und 
außerdem eine neue Kroftschlußregelung mit 
einem 32-bit-Rechner, um die Haftung zwi­
schen Rod und Schiene bis zur äußersten 
Grenze ausnutzen zu können. Die Lokomoti­
ven 1 20 004-7 und 1 20 005-4 wurden von 
ABB mit GTO-Stromrichtern und Einzel rad­
satzsteuerung ausgerüstet, die 120 004 
außerdem mit vom ICE abgeleiteten Antrie­
ben und Fahrmotoren, neuer Antriebssteue­
rung mit M ikrorechnern sowie leistungsfähi­
ger Diagnoseeinrichtung. In der 120 003-9 
werden Laufwerke mit radial einstellbaren 
Radsätzen von Krouss-Maffei erprobt; deren 
elastische Lagerung im Drehgestell soll den 
Radlauf besser an die Gleisgeometrie anpas­
sen, um besonders in Kurven die von starr ge­
lagerten Radsätzen ausgehenden Kraftspitzen 
zu beseitigen, den Versch leiß zu vermin­
dern und den Bogenlauf zu verbessern. Als 
fünfte Lok wurde die 752001-8 (ursprünglich 
120001-3) von der Bundesbahn-Versuchsan­
stalt Minden für Schnellfahrversuche bis 
250 km/h benutzt (73) . 

Vier der modernsten elektrischen Lokomotiven 

unternahmen im Juni 1994 zwischen Box­

berg-Wölchingen und Eubigheim Meßfahr­
ten, um neueste Entwicklungen für höchstmög­
liche Zugkraftübertragung zu testen. An­
schließend wurden die Lokomotiven auf der 
Strecke Augsburg-Donouwörth-T reuchtli ngen 
auch bei Schnellfahrten untersucht, um festzu­
stellen, wie sich die am schweren Güterzug 

orientierte Einstellung auf das Verhalten bei 
hoher Geschwindigkeit auswirkt. Die auf­
schlußreichen Ergebnisse sind noch im selben 
Jahr in die Auftragsvergabe für neue Lokomo­
tiven der Deutschen Bahn eingeflossen [7 4) . 

ICE nach Amerika 

Einen aus acht Fahrzeugen bestehenden ICE­
Zug hat die deutsche Eisenbahnindustrie im 
Sommer 1993 in die USA gebracht und dort 
an zahlreichen Orten vorgestellt. An­
schließend fuhr der „ICE-T rein" zwischen 
Washington und New York fahrplanmäßig. 
Die deutschen Hersteller Siemens und AEG-

Verschiffung 
eines ICE nach 
Amerika in 
Bremerhaven 






